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16. Schulbauförderung und deren Finanzierung zeitgemäß 
ausgestalten 

 
Die Förderung des Schulbaus durch das Land ist trotz der 
Finanzierungsverantwortung der Kommunen zum festen 
Bestandteil des Baus, der Sanierung und Modernisierung von 
Schulgebäuden geworden. Die Schulbauförderprogramme 
IMPULS 2030 I und II umfassten 169,2 Mio. €, davon flossen 
41,2 Mio. € nicht ab. Angesichts der massiven Überzeichnung 
beider Programme mit Anmeldungen von jeweils mehr als 
einer Mrd. € ein ernüchterndes Ergebnis. 
 
Sollte das Land den Schulbau weiterhin über Förderprogramme 
mitfinanzieren, muss die Schulbauförderung planbar und ver
lässlich angelegt werden.  
 
Das hinter der Förderung stehende Zuwendungsrecht ist zu 
überarbeiten, damit Förderrichtlinien einfach, verständlich und 
handhabbar ausgestaltet werden können. Die Fördervorausset
zungen sind auf das Notwendige zu beschränken. Das Verfahren 
ist zu digitalisieren. Fristen sind auskömmlich zu gestalten. 
 

16.1 Ausgangslage 
 
Ausgangspunkt für das InfrastrukturModernisierungsProgramm für unser 
Land Schleswig-Holstein 2030 (IMPULS 2030) war der im Jahre 2014 
erstmals vorgelegte Infrastrukturbericht, der den über die Jahrzehnte 
angewachsenen Sanierungsstau in den wichtigsten Infrastrukturfeldern auf 
4,85 Mrd. € bezifferte (unter anderem Schulbau: 450 Mio. €).1 
 
2024 wurde der Sanierungsstau dann laut Infrastrukturbericht 2024 schon 
mit 20,25 Mrd. € beziffert.2 
 
Bei investierten 4,52 Mrd. € zwischen 2014 und 2024 verbleibt ein Delta 
von 15,73 Mrd. €. 
 
Im Rahmen von IMPULS 2030 wurde auch die Schulbauförderung vom 
Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (Bildungsministerium) ab 2018 aufgelegt. Das Land 
stellte in IMPULS 2030 I 49,2 Mio. € und in IMPULS 2030 II 120 Mio. € 
bereit. Letztere wurden zwischenzeitlich über Corona-Notkredite im Rah

 
1  Vgl. LT-Drs. 18/2558 vom 11.12.2014: Infrastrukturbericht 2014, S.23 und 29. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/2380 vom 23.07.2024: Infrastrukturbericht 2024, S.129 ff. 
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men des vierten Nachtragshaushaltes 2020 finanziert, ein Vorgehen, das 
sich als problematisch erweisen sollte. 
 
Das war keinesfalls das einzige Förderprogramm, das die Kommunen und 
freien Träger bei Neu- und Ersatzbau, Sanierung und Modernisierung ihrer 
Schulen unterstützte. Weitere Programme im Bereich Schulbau waren das 
Schulbauprogramm Erneuerbare Energien, die Finanzhilfen zur Abfede
rung von gestiegenen Energiekosten im Bereich Schule, das Investitions
programm zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganztags-
betreuung für Grundschulkinder sowie die aktuelle Fortführung unter dem 
Förderprogramm zum Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungs-
angebote für Kinder im Grundschulalter.1  
 
Für den Schulbau, die Ausstattung, die fortlaufende Bauunterhaltung 
sowie anfallende Sanierungen sind gemäß §§ 47 und 48 Schleswig-
Holsteinisches Schulgesetz (SchulG) die kommunalen Schulträger 
zuständig.2 Da die Schulträger aufgrund von unabwendbaren Ausgaben
steigerungen (z. B. Personal- und Sozialausgaben) und ihrer oftmals pre
kären finanziellen Situation kaum noch in der Lage sind, die Unterhaltung 
und den Bau ihrer Schulgebäude sicherzustellen, ist die Schulbau-
förderung aber mittlerweile zu einem festen Bestandteil, teils sogar zum 
Auslöser von kommunalen Schulbaumaßnahmen - Sanierung, Modernisie
rung, Ersatz- und Neubau - geworden. Das Land und der Bund sind also 
mittlerweile dazu übergegangen, eine originär kommunale Aufgabe mitzu
finanzieren. 
 
Wie können künftig der Bau, die Unterhaltung und die Modernisierung von 
Schulgebäuden durch die Kommunen in eigener Zuständigkeit wirtschaft
lich und zielgerichtet sichergestellt werden? 
 

16.2 Neue Impulse bei der kommunalen (Schulbau-) Finanzierung nötig 
 
Der Finanzausschuss des Landes Schleswig-Holstein nahm sich dieser 
Thematik am 09.10.2025 im Rahmen des Fachgesprächs „Förderpro
gramme in Schleswig-Holstein“ an. Anlass war eine Große Anfrage der 
Fraktion der FDP „Förderprogramme in Schleswig-Holstein“.  
 
In dieser wurden umfangreiche Details unter anderem zu den Themen ak
tuelle Förderprogramme, Entwicklung der Förderlandschaft, Rückwirkun

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3719 vom 29.10.2025: Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Haber

saat und Beate Raudies (SPD) und Antwort der Landesregierung. 
2  Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (Schulgesetz - SchulG) vom 24.01.2007, 

GVOBl. Schl.-H. S. 39, 276, geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 29.01.2025, 
GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 17. 
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gen auf den Landeshaushalt, Bürokratie, Strategie und Wirkung sowie An
trags-, Bearbeitungs- und Bewilligungsprozess abgefragt.1  
 
Die Antwort auf die Große Anfrage listet 355 Förderprogramme des Lan
des, 90 des Bundes, 99 der EU und weitere 51 anderer Gebietskörper
schaften oder sonstiger Förderinstitute auf. In den Jahren 2014 bis 2024 
hat sich die Zahl der Förderprogramme des Landes von 148 auf 328 mehr 
als verdoppelt, die Zahl der Förderprogramme unter der Regie des Bil
dungsministeriums von 26 auf 61 erhöht.2 Der Trend geht zu immer mehr 
Förderprogrammen. 
 
Der LRH hat aus seinen bisherigen Prüferkenntnissen heraus in dem 
Fachgespräch des Finanzausschusses eine starke Reduzierung der För
derprogramme und eine ressortübergreifende Förderstrategie, die Ziele 
definiert, gefordert. Darüber hinaus hält er ein zentrales Fördercontrolling, 
das Anzahl und Gesamtvolumen der Förderprogramme kennt, und schlank 
organisierte Verfahren für erforderlich.3 
 
Die Kommunalen Landesverbände und die Landesregierung haben sich 
im September 2024 auf einen umfassenden Prozess zum Bürokratieabbau 
verständigt und darauf, die bestehenden Finanzströme zwischen Land und 
Kommunen auf den Prüfstand zu stellen und neu zu ordnen. Hierzu sollen 
die Finanzströme gutachterlich untersucht werden, mit dem Ziel, die 
Finanzbeziehungen zu vereinfachen, die Mittelverteilung möglichst zu 
pauschalieren und den Verwaltungsaufwand zu verringern.4  
 
Allerdings darf dabei nicht aus den Augen verloren werden, dass es sich 
beim Schulbau um eine kommunale Aufgabe handelt, die deshalb auch 
von den Kommunen zu finanzieren ist. 
 
Durch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel im Rahmen des Gesetzes zur 
Finanzierung für Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 
(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) erhal
ten die Kommunen finanzielle Spielräume, die sie für die Bewältigung der 
Herausforderungen auch im Schulbau einsetzen sollten, ohne gleichzeitig 
den Einsatz von Eigenmitteln zu reduzieren.5 Angesichts der großen 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3131 vom 08.04.2025 und LT-Drs. 20/2429 vom 02.09.2024 sowie Proto

koll der 109. Sitzung des Finanzausschusses vom 09.10.2025 TOP 1: Fachgespräch. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/3131 Antworten zu Fragen 1 und 2 sowie 17 und 18. 
3  Vgl. Protokoll der 109. Sitzung des Finanzausschusses am 09.10.2025, TOP. 1 und 

Umdruck 20/5361 vom 06.10.2025. 
4  Vgl. Umdruck 20/5321 vom 24.09.2025. 
5  Gesetz zur Finanzierung für Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 

(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) vom 20.10.2025, 
BGBl. I 2025 Nr. 246. 
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Bedarfe, die damit finanziert werden sollen, wird ihre Wirkung allerdings 
begrenzt sein. 
 
Sollte die Finanzierung trotzdem auch zukünftig durch das Land weiter im 
Wege der Förderung stattfinden, wird es darauf ankommen, dass diese 
Förderung verlässlich und für die Kommunen planbar ist.  
 
Die Förderverfahren sind schlank, verständlich und transparent zu organi
sieren, damit möglichst die Fördermittel zielgerichtet eingesetzt und die 
Verfahrenskosten minimiert werden. 
 

16.3 Förderrichtlinien und -verfahren müssen entbürokratisiert werden 
 
Die Förderverfahren stellen die potenziellen Antragsteller vor große Her
ausforderungen. Angesichts von 355 landeseigenen sowie unter Einbezie
hung von EU, Bund und anderen sogar über 500 Förderprogrammen,1 be
schäftigen Kommunen mittlerweile eigenes Personal - teilweise aber auch 
externe Förderlotsen - damit, geeignete Förderprogramme für beabsichtig
te Maßnahmen ausfindig zu machen. Eine zentrale Seite auf dem Inter
netauftritt des Landes, auf der alle Fördermöglichkeiten frühzeitig 
angekündigt und aufgelistet werden, fehlt bislang. 
 
Die Verfahren setzen Fristen, die für Planung und Durchführung von Bau
maßnahmen unrealistisch sind. Dies begünstigt die Verwaltungen, die 
schon eine abgeschlossene Planung mit Kosten in der „Schublade“ haben. 
 
Die kleineren, nicht so verwaltungsstarken und mit geringen Eigenmitteln 
ausgestatteten Verwaltungen können sich eine solche Vorratsplanung 
nicht leisten, wären auf die Förderung aber umso mehr angewiesen. 
 
Das Bildungsministerium sagt zu, die Fristen künftig - auch zur Antrag
stellung - auskömmlicher und Förderverfahren schlank, bürokratiearm und 
digital zu gestalten. Im Rahmen der zuwendungsrechtlichen Möglichkeiten 
werde versucht, Erleichterungen in zukünftigen Schulbauförderprogram
men im Sinne der Antragsteller zu implementieren. 
 
Die mit Antragstellung vorzulegenden Unterlagen waren umfangreich und 
in der Kürze der gesetzten Fristen häufig nicht zu beschaffen. Auf die Vor
lage einer baufachlichen Stellungnahme mit Antragstellung könnte verzich
tet werden, weil sie nach den Feststellungen des LRH in der weit überwie
genden Zahl der Fälle aussagelos und damit wertlos ist. Sie bindet aber 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3131 vom 08.04.2025, LT-Drs. 20/3763 (neu) vom 19.11.2025 und 

LT-Drs. 20/2429 vom 02.09.2024 sowie Protokoll der 109. Sitzung des Finanzausschus
ses vom 09.10.2025 TOP 1: Fachgespräch. 
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erhebliche Personalressourcen auf verschiedenen Verwaltungsebenen 
und kostet Zeit, teilweise bis zu einem Jahr. 
 
Die Schulträger kommunizieren mit ihren Auftragnehmern längst in digita
ler Form und erhalten ihre Rechnungen auch fast ausschließlich in dieser 
Weise. Für den Verwendungsnachweis müssen sie aber alle Nachweise 
und Rechnungen in Papierform und im Original bei der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein (IB.SH) einreichen.  
 
Das Land sollte im Zuge seiner Digitalisierungsoffensive die Förderverfah
ren digital abbilden und für die Verwendungsnachweisprüfung eine digitale 
Plattform über die IB.SH zur Verfügung stellen, auf der die geforderten 
Nachweise und Rechnungen digital hochgeladen werden können.1 
 
Die IB.SH weist darauf hin, dass seit April 2025 aktiv Maßnahmen zur 
Digitalisierung des Verfahrens umgesetzt und auch kommuniziert worden 
seien. Die Einreichung von Verwendungsnachweisen auf digitalem Weg 
sei möglich, werde aber mangels notwendiger digitaler Strukturen bei den 
Antragstellern nicht genutzt. 
 
Der LRH sieht die IB.SH auf dem richtigen Weg, wenngleich diese Mög
lichkeiten bei dieser Prüfung den Zuwendungsempfängern nicht bekannt 
waren und für viele zu spät bereitgestellt wurden. Auf die Möglichkeiten 
der Abwicklung des Förderverfahrens in digitaler Form sollte schon in der 
Förderrichtlinie ausdrücklich hingewiesen werden. 
 

16.4 IMPULS 2030 I und II keine Erfolgsgeschichte 
 
Bei beiden Schulbauförderprogrammen, IMPULS 2030 I und II, konnten 
nicht alle Mittel ausgekehrt werden. Die in Aussicht gestellten Fördergelder 
kamen zu einem beträchtlichen Teil nicht dem Schulbau zugute. 
Für beide Förderprogramme gab es Anmeldungen von jeweils 1 Mrd. €, 
was den immensen Bedarf in diesem Sektor verdeutlicht. Der tatsächliche 
Bedarf im Bereich Sanierung, Modernisierung, Neu- und Ersatzbau von 
Schulgebäuden lässt sich nicht feststellen. Viele Kommunen kennen ihren 
Bedarf nicht, da sie immer noch kein zentrales Immobilienmanagement 
haben, das programmgestützt einen Überblick über Zustand, Bedarfe und 
die entsprechenden Kosten liefert. Der Bedarf an Schulbaumaßnahmen in 
Schleswig-Holstein liegt nach Hochrechnungen der Kommunalen Landes
verbände zwischen 1,8 und 2,3 Mrd. €.2 
 

 
1  Vgl. Umdruck 20/2821 vom 28.02.2024. 
2  https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-

fehlt-geld,schule-334.html 

https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-fehlt-geld,schule-334.html
https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-fehlt-geld,schule-334.html
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Auch das Bildungsministerium geht von einem erheblichen Bau- und 
Sanierungsbedarf an den Schulen aus, sieht sich an dieser Stelle als 
Unterstützer der Schulträger, die originär für den Schulbau zuständig 
seien. 
 
Bei IMPULS 2030 I konnten von den vom Land zur Verfügung gestellten 
49,2 Mio. € trotz Durchführung des Nachrückverfahrens 6,7 Mio. €, das 
sind 13,5 %, nicht ausgereicht werden. 
 
Bei IMPULS 2030 II kamen fast 30 %, das sind 34,5 Mio. € der in Aussicht 
gestellten 120 Mio. €, nicht bei den Schulträgern an. 
 
Ein Nachrückverfahren, das bereits ab dem 31.05.2023 möglich gewesen 
wäre, wurde nicht angestoßen. Bereits hierdurch standen 20,9 Mio. € der 
120 Mio. € nicht mehr für die Schulbauförderung zur Verfügung. 
 
Das Bildungsministerium hält es für mehr als bedauerlich, dass nicht 
sämtliche Fördermittel beider Förderprogramme dem Zweck entsprechend 
vergeben werden konnten. Für IMPULS 2030 I sei die erfolgreiche Umset
zung trotz Fristverlängerungen und Nachrückverfahren an den starren 
Vorgaben des Zuwendungsrechts mit seinen zeitaufwendigen Verfahren 
und dem vorgegebenen engen Umsetzungszeitraum gescheitert. Künftig 
sollen effizientere Verfahren für die Restmittelvergabe gestaltet werden. 
 
Für IMPULS 2030 II sei nicht ein verspätet eingeleitetes Nachrückverfah
ren, sondern die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
15.11.2023 ursächlich.1 
 
Der LRH widerspricht. Das Nachrückverfahren bei der Förderung aus 
IMPULS 2030 II wäre ab dem 31.05.2023 möglich gewesen, das bedeutet 
fast 6 Monate vor der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Es 
ist aber seitens des Bildungsministeriums nichts passiert, sodass schon zu 
diesem Zeitpunkt 20,9 Mio. € völlig unabhängig von dem Gerichtsurteil für 
die Schulbauförderung verloren waren. 
 
Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 15.11.2023, 
stellte sich der dem Schulbauförderprogramm IMPULS 2030 II zugrunde 
liegende Notkredit des Landes insbesondere in seiner Überjährigkeit als 
verfassungsrechtlich problematisch heraus. Er stand deshalb für 2024 
nicht mehr zur Verfügung. Das Land sicherte die weitere Finanzierung des 
Programms für 2024 über einen weiteren Notkredit ab, der nur in 2024 in 

 
1  BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 15.11.2023, 2 BvF 1/22. 
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Anspruch genommen werden durfte. Die Zuwendungsempfänger wurden 
zunächst nicht informiert, ob und wie es 2025 weitergehen würde.  
 
Erst im Juli 2024 forderte das Bildungsministerium die Antragsteller, deren 
Verfahren sich in unterschiedlichen Stadien befanden, auf, bis Ende 2024 
so viele Mittel wie möglich, gegebenenfalls auch durch Bildung von Teil
bauabschnitten, abzufordern. Das ministerielle Schreiben ließ jedoch  
offen, wie es mit der Finanzierung des Schulbauförderprogramms im Jahr 
2025 weitergehen würde. Dies führte bei den Antragstellern zu erheblicher 
Verunsicherung, da das Bildungsministerium ihre diesbezüglichen Nach
fragen teils auch mit erheblicher Verzögerung beantwortete. Infolgedessen 
kam es auch zum Abbruch oder Teilabbruch von Maßnahmen. 
 
Tatsächlich hätte das Bildungsministerium spätestens nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, das heißt noch Ende 2023, proaktiv auf die 
neue Situation reagieren, Lösungen suchen und die Antragsteller, kom
munale wie freie Träger, informieren müssen.  
 
Das Bildungsministerium wendet ein, es habe direkt im Anschluss an die 
Gerichtsentscheidung Lösungen gesucht, um den Konsequenzen Herr zu 
werden. Die Folgen des Urteils hätten nicht losgelöst von anderen Res
sorts betrachtet werden können, die notwendigen Abstimmungen inner
halb der Landesregierung hätten einen zeitintensiven Prozess erfordert, 
der eine frühere Kommunikation an die Antragsteller verhindert hätte. 
 
Der LRH verkennt nicht die Herausforderungen, vor die das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts die Landesregierung gestellt hat. In einem lau
fenden Zuwendungsverfahren nicht mit den Antragstellern/Zuwendungs-
empfängern zu kommunizieren, obwohl offensichtlich war, dass auch 
diese nunmehr erhebliche Schwierigkeiten haben würden, ihre teils schon 
laufenden oder kostenträchtig angestoßenen Schulbaumaßnahmen 
durchzuführen, konnte aber keine Lösung sein. 
 
Es wäre hilfreich gewesen, wenn bereits vorher ein „Plan B“ erarbeitet 
worden wäre, und dieser dann den Zuwendungsempfängern bzw. Antrag
stellern gegenüber klar und transparent kommuniziert worden wäre. 
 

16.5 Fazit und Empfehlungen 
 
Die Prüfung zeigt, dass die Förderung von Schulbaumaßnahmen, die mitt
lerweile zum festen Bestandteil des Schulbaus geworden ist, zu 
reformieren ist. 
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Es bedarf eines Paradigmenwechsels hinsichtlich der Vorstellung, dass 
Baumaßnahmen und deren Planung sich in kurzen Fristen umsetzen 
ließen. Förderprogramme im Baubereich müssen deutlich längere Fristen 
für Planung und Umsetzung berücksichtigen. Allein die Ausschreibung der 
Planungsleistungen benötigt aufgrund der vergaberechtlichen Vorschriften 
Monate. Ausgelastete Firmen und der auch im Baubereich zu konstatie
rende Fachkräftemangel können die Umsetzung ohne schuldhaftes Zutun 
der beauftragenden Kommune erheblich verzögern. Ein Förderprogramm 
verschärft diesen Aspekt noch, weil dann viele kommunale Auftraggeber 
zeitgleich identische Leistungen am Markt einzukaufen versuchen. Dies 
wiederum hat zusätzlich Einfluss auf die Preise. Kurzfristige Förderpro
gramme setzen damit Fehlanreize und können zum Kostentreiber werden. 
 
Kurze Fristen begünstigen zudem genau wie kurzfristig angesetzte 
Förderprogramme Kommunen, die bereits eine fertige Planung vorhalten 
und diese gegebenenfalls auch ohne Förderung umgesetzt hätten. Gerade 
die finanzschwächeren Kommunen können sich keine „Schubladen-
planungen“ leisten und geraten dadurch ins Hintertreffen. 
 
Das Förderverfahren muss grundsätzlich entschlackt und vereinfacht wer
den. Ein erster Ansatzpunkt wäre der Verzicht auf die erste Baufachliche 
Prüfung im Rahmen des Antragsverfahrens. Nach den Erkenntnissen des 
LRH ist diese Prüfung personalintensiv, kostet viel Zeit und ist in der weit 
überwiegenden Zahl der Fälle aussagelos und damit verzichtbar.  
 
Der LRH schlägt vor, auf diese erste Baufachliche Stellungnahme für 
einen Zeitraum von 5 Jahren zu verzichten und dann zu evaluieren, wie 
sich der Verzicht ausgewirkt hat. 
 
Der generelle Ablauf des Förderverfahrens sollte - insbesondere für freie 
Träger - verständlich in einem „Fahrplan“ dargestellt und feste Ansprech
partner benannt werden. 
 
Das Förderverfahren sollte digital abgewickelt werden können. Dies sollte 
schon in der Förderrichtlinie deutlich gemacht werden. Die aktuelle Prü
fung zeigt, dass die von der IB.SH seit April 2025 zur Verfügung gestellten 
Möglichkeiten, Unterlagen digital zu übermitteln, seitens der Zuwendungs
empfänger nicht ausreichend wahrgenommen wurden. Die Erstellung des 
Verwendungsnachweises und der vorzulegenden Unterlagen in Papier
form sind aus der Zeit gefallen und erzeugen einen erheblichen unwirt
schaftlichen Zeit- und Personalaufwand. 
 
Das Land sollte seine Förderprogramme auf einem zentralen Internetauf
tritt zusammenfassen und frühzeitig bekanntgeben, damit potenzielle 



162 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Antragsteller die für sie passenden Förderungen schnell finden und so ihre 
Planung und Finanzierung ihres Eigenanteils rechtzeitig in die Wege leiten 
können. 
 
Der Landtag hat die Landesregierung bereits gebeten, die generelle För
derpraxis weiterzuentwickeln1.  
 
Landesregierung und Kommunale Landesverbände sind im Gespräch über 
einen Bürokratieabbau und die Neujustierung der Finanzströme zwischen 
Land und Kommunen. Die Erstellung eines Gutachtens hierzu wurde in 
Auftrag gegeben. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. 
 
Schulbau kann, auch wenn er in die Zuständigkeit der kommunalen und 
freien Schulträger fällt, durch ein Musterraumprogramm, das empfehlen
den Charakter hat, vereinfacht, beschleunigt und kostengünstiger werden. 
Ein Musterraumprogramm kann den Planungsbedarf erheblich begrenzen. 
Nicht jeder Schulträger muss seine Schule „neu erfinden“. Das Bildungs
ministerium ist dabei, in Abstimmung mit den Kommunalen Landesver
bänden ein solches Musterraumprogramm zu entwickeln, das einen 
strategischen Orientierungsrahmen bieten und bis Mitte 2026 veröffentlicht 
werden soll.2 
 
Der LRH schlägt darüber hinaus vor, dass das Bildungsministerium und 
die Kommunalen Landesverbände einen modular zusammenfügbaren 
Schulbautyp entwickeln - ein Kasseler Modell 2.0 -, das von jedem Schul
träger nach Bedarf genutzt werden kann. Angesichts der finanziellen 
Situation der Kommunen wäre das ein Angebot an all die Schulträger und 
kommunalen Selbstverwaltungsgremien, denen ihre finanzielle Lage 
bewusst ist und die auf die individuelle Ausgestaltung ihrer Schule verzich
ten können. 
 
Das Bildungsministerium nimmt diesen Vorschlag entgegen, sieht aber 
wegen der gesetzlichen Aufgabenverteilung hier die kommunale Ebene 
zunächst in der Pflicht, entsprechende Initiativen zu starten. 
 
Der LRH fordert beide Seiten auf, aufeinander zuzugehen und miteinander 
Lösungsmöglichkeiten zu entwickeln und die jeweilige Expertise einzu
bringen, ohne sich auf ihre Zuständigkeiten zurückzuziehen. 
 
Den kommunalen Verwaltungen wird dringend empfohlen, ihren Liegen
schaftsbestand zentral in einem Computer Aided Facility Management 
(CAFM)-System zu erfassen und zentral von einem Immobilienmanage

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3763 (neu) vom 19.11.2025. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/3719 vom 29.10.2025. 
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ment verwalten zu lassen. Gerade kleinere, nicht so verwaltungsstarke 
Kommunen sollten die Möglichkeiten kommunaler Kooperationen im 
Bereich von Bau und Immobilienverwaltung oder die Einschaltung der 
Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR prüfen. 
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